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Scharfe Warnung an Moskau
Energische Note der Westmächte zum Berlin-Verkehr

London/Berlin (upi/ap). Die Westmächte haben in klaren und 
unmißverständlich formulierten Noten an die Sowjetunion vor 
jeder Behinderung des freien Zugangs nach Berlin gewarnt und 
hervorgehoben, daß irgendwelche Behinderungen des Luft­
verkehrs von der Bundesrepublik nach der deutschen Haupt­
stadt eine „gefährliche Situation“ schaffen würden. Gleichzeitig 
wurde die sowjetische Behauptung zurückgewiesen, Berlin 
liege auf dem Territorium der sowjetischen Besatzungszone. 
Bonner Begierungskreise und der Berliner Senat begrüßten die 
gleichlautenden Noten der Westmächte.
Die bereits in der Vorwoche zem in Berlin stattfanden und 

der Sowjetregierung übermit- auf die sich die sowjetische 
telten Noten sind die Antwort Regierung in ihrer Note bezieht
auf eine sowjetische Note vom 
26. September. Energisch wei­
sen die Westmächte die sowje­
tische Beschuldigung zurück, 
sie hätten revanchistische Um­
triebe der Bundesrepublik in 
Berlin unterstützt oder er­
mutigt. Wörtlich heißt es: „Die 
Veranstaltungen, die vor kur-

Amnestie nicht für politische Häftlinge
Berlin (ap/upi). Der Bundes­

tagsausschuß für gesamtdeut­
sche und Berliner Fragen hat 
sich in seiner zweitägigen 
Sitzung in Berlin mit der poli­
tischen und wirtschaftlichen 
Lage Berlins, mit den Hinter­
gründen und der Struktur der 
gegenwärtigen Flüchtlingsbe­
wegung aus der Sowjetzone und 
mit der vom Sowjetzonen- 
Staatsrat angekündigten Am­
nestie von Häftlingen befaßt. 
Der Ausschuß habe festgestellt, 
daß die große Mehrheit der 
politischen Häftlinge von der 
Amnestie nicht erfaßt werden 
würde, heißt es in der Ver­
lautbarung.

Wie aus einem Kommunique 
weiter hervorgeht, nahmen an 
der Tagung, die unter Vorsitz 
der Abgeordneten Weimer 
(SPD) und Gradl (CDU) stand, 
unter anderen Bundesminister 
Lemmer, der Regierende Bür­
germeister Brandt, und Bürger­
meister Amrehn teil.

(gemeint sind der „Tag der 
Heimat“ und das Heimkehrer­
treffen), stellen keine neue Ent­
wicklung dar. Jedes Jahr wur­
den ähnliche Veranstaltungen in 
Berlin abgehalten, und sie 
haben nie die öffentliche Ord­
nung in der Stadt bedroht.“ 

Die Westmächte bekräftigen 
in den Noten ihr Festhalten am 
Viermächte-Status. Es wird be­
tont, daß die Abmachungen zwi­
schen der Sowjetunion und den 
„ostdeutschen Behörden“ die 
Verantwortung der vier Mächte 
für die Bewegungsfreiheit in 
Berlin in keiner Weise vermin­
dern könnten. Wörtlich heißt 
es in der britischen Fassung 
der Note: „Die britische Regie-

rung kann daher auch nicht die 
sowjetische Behauptung hin­
nehmen, daß die Bewegungs­
freiheit zwischen den beiden 
Teilen Berlins ausschließlich in 
der Zuständigkeit der ostdeut­
schen Behörden liegt.“ Die Be­
hauptung der sowjetischen Re­
gierung, daß Berlin zum Terri­
torium der Sowjetzone gehöre 
und daß der Ostsektor von 
Berlin die Hauptstadt der So­
wjetzone sei, entspreche nicht 
den Tatsachen.

Abschließend bringen die 
Westmächte die Erwartung zum 
Ausdruck, daß die sowjetische 
Regierung „neue Verletzungen 
des Status von Berlin und der 
bestehenden Abmachungen über 
den freien Zugang nach Berlin“ 
verhindern werde.

Bonner Regierungskreise sind 
vor allem über die Klarstellung 
der rechtlichen Situation Berlins 
durch die Noten befriedigt. Ein 
Sprecher des Berliner Senats 
erklärte, die klare und eindeu­
tige Haltung der Westmächte, 
wie sie in den Noten zum Aus­
druck komme, werden ihren 
Eindruck auf die Sowjets hof­
fentlich nicht verfehlen.

Adenauer trifft de Gaulle
Außenminister bereiten „K leine Gipfelkonferenz“  vor
Paris (ap/upi). Der französi­

sche Staatspräsident de Gaulle 
und Bundeskanzler Adenauer
wollen am i. Dezember in Paris 
Zusammenkommen und sich be­
mühen, ihre Meinungsverschie­
denheiten über den euro­
päischen Zusammenschluß und 
die Arbeit in der NATO aus­
zuräumen. Einen Tag später be­
ginnt in Paris die Konferenz 
der Regierungschefs der sechs 
EWG-Dänder, zu dessen Vor­
bereitung sich kürzlich die 
Außenminister der sechs Staa­
ten in Paris trafen.

Die Außenminister sprachen 
auch über die Ost-West-Be- 
ziehungen, das Deutschland- 
und Berlinproblem sowie die 
Beziehungen zwischen den 
EWG-Dändem und den jungen 
afrikanischen Staaten. Ferner 
wurde über 'den Antrag Grie­
chenlands beraten, der EWG als 
assoziiertes Mitglied beizutre­
ten. Mit der Zustimmung zu 
dem griechischen Antrag ist zu 
rechnen; der Vertrag mit Grie­
chenland dürfte dann das Vor­
bild für künftige Assoziierungs- 
Verträge mit der EWG werden.
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Chancen?
J .  B .  G. In der internationa­

len Politik ist die Diskussion 
über eine neue Gipfelkonferenz 
in regem Gange. Auf deutscher 
Seite ist ein gewisses Unbeha­
gen über die Aussicht auf eine 
Gipfelkonferenz nicht ver­
schwiegen worden. Die deutsche 
Zurückhaltung bezieht sich na­
türlich nicht auf eine Gipfel­
konferenz überhaupt. Deutsch­
land ist viel zu sehr an einem 
Abbau der internationalen Ge­
gensätze interessiert, als daß 
es Verhandlungen der Groß­
mächte zu diesem Zweck nicht 
wünschen könnte. Allerdings 
sollte es auch nur eine Konfe­
renz dieser vier Mächte sein, 
die die Gipfelkonferenzen bis­
her abgehalten und die Verant­
wortung für Deutschland als 
Ganzes haben.

★

Eine Gipfelkonferenz ist kein 
Zauberstab, mit dem gute Lö­
sungen produziert werden kön­
nen. Ebensowenig wie auf offe­
nem Markt lassen sich schwie­
rige Dinge unter Zeitdruck vor­
bereiten. Seit ihrem Berlin­
vorstoß im November 1958 hat 
die sowjetische Regierung ver­
sucht, die andere Seite immer 
wieder unter zeitlichen Druck 
zu setzen, so die öffentliche 
Meinung des Westens nervös 
und die westlichen Regierungen 
dadurch nachgiebig zu machen. 
Auch jetzt wieder spricht Chru­
schtschow vom April als dem 
„spätesten“ Monat einer Gipfel­
konferenz. Deshalb gehört auch 
das zur Vorbereitung, dem 
Kreml keinen Zweifel zu lassen, 
daß ultimativer Druck — sei 
es durch einseitige Handlun­
gen, sei es durch Terminzwang 
— nur zur gefährlichsten Zu­
spitzung führen kann.

★
Die neue Berlin-Note der 

Westmächte ist auch unter die­
sem Gesichtspunkt sehr zu be­
grüßen. Andererseits wird im 
diplomatischen Kontakt zu zei­
gen sein, daß nicht Verschlep­
pung, sondern echtes konstruk­
tives Streben die westliche Ab­
sicht ist. Seit dem November 
1958 hat die Sowjetregierung 
hinsichtlich Deutschlands Ber­
lin als vorrangiges Problem be­
zeichnet. Neuerdings klingen 
Äußerungen Chruschtschows

und der Sowjetpublizistik so, 
als ob Berlin hinter dem deut­
schen Gesamtproblem zurück­
tritt. Wenn das echte Einsicht 
sein sollte, so wäre es immer­
hin ein Fortschritt, der natür­
lich nicht darüber hinwegtäu­
schen kann, daß die Sowjets 
als Lösung des deutschen Pro­
blems immer wieder die un­
brauchbare Formel eines Frie­
densvertrages mit zwei deut­
schen Staaten nennen. Jeden­
falls würde die Erfolgschance 
einer Gipfelkonferenz von vorn­
herein auf Null reduziert, wenn 
Berlin hauptsächliches und 
eigenständiges Thema einer 
Konferenz sein sollte.

★
Natürlich ist das deutsche 

Problem nicht leichter zu lösen. 
Aber im Unterschied zur Ber­
linfrage, die die Sowjets künst­
lich explosiv machen, sind die 
Verweigerung des Selbstbe­
stimmungsrechtes und die Spal­
tung Deutschlands eine perma­
nente tatsächliche Gefahr für 
den Frieden. Die Aufgabe liegt 
heute genauso, wie sie von der 
Genfer Gipfelkonferenz 1955

1,5 M illionen  Flüchtlinge
Berlin (Eigenmeldung). In 

Berlin ist jetzt der 1 500 000. 
Flüchtling aus dem sowjetisch 
besetzten Gebiet seit 1949 re­
gistriert worden. Wie der Ber­
liner Senator für Arbeit und 
Sozialwesen, Exner, vor dem 
Hauptausschuß des Abgeord­
netenhauses mitteilte, waren 
von Januar bis Ende Oktober 
dieses Jahres 130 000 Flücht­
linge eingetroffen gegenüber 
91 000 im gesamten Jahr 1959. 
Falls die steigende Tendenz an- 
halte, werde sogar die Flücht­
lingszahl von 1956 noch über­
schritten werden.

3600 Übergänge beseitigt
Frankfurt (dpa). Der Bundes­

bahn ist es seit 1949 gelungen, 
durch den Bau von schienen­
freien Kreuzungen, durch Än­
derung der Straßenführung und 
durch Flurbereinigung über 
3600 schienengleiche Bahnüber­
gänge zu beseitigen. Die Bahn 
hat in den letzten elf Jahren da­
für 160 Millionen Mark inves­
tiert. Die Bundesbahn will bis 
Ende 1961 mit 4181 Kilometern 
etwa dreizehn Prozent ihres 
Streckennetzes elektrisch be­
treiben.

mit sowjetischer Unterschrift 
formuliert worden ist. Die ra­
sante Entwicklung der Rü­
stungstechnik seit 1955 ergibt 
natürlich neue Gesichtspunkte. 
Manches, was damals in einer 
europäischen Sicherheitsord­
nung vernünftig sein konnte, 
wird heute nicht oder nur an­
ders möglich sein. Hier zeigt 
sich, wie sehr in ihrer Ver­
flechtung auch die deutsche 
Frage überwölbt ist von dem 
Problem der allgemeinen 
Sicherheit und Abrüstung.

★
Die internationale Hochspan­

nung ist das Resultat der ver­
schleppten und ungelösten Kon­
flikte. Aber diese Spannung hat 
— bestärkt überdies von der 
Technik — das Wettrüsten in 
ein solches Tempo und Über­
maß getrieben, daß heute Rü­
stung und Abrüstung zu einem 
eigenständigen Problem der in­
ternationalen Beziehungen ge­
worden sind, das vorrangig ist 
und alles andere überlagert. 
Politische Streitfragen sind 
heute nicht nur mit ihren im­
manenten Schwierigkeiten be­
lastet, sondern auch mit der 
Angst, dem Mißtrauen und der 
Feindseligkeit, die sich allge­
mein aus dem phantastischen 
Rüstungsstand zumal der West­
mächte ergeben. Eine Gipfel­
konferenz, die diese Situation 
nicht genügend beachtet, würde 
schwerlich eine Chance haben.

Das bedeutet also, daß die 
Abrüstungsfrage Vorrang in 
der Konferenzarbeit haben 
muß, wenn ein Erfolg erzielt 
werden soll. Jeder Teilerfolg 
auf dem Abrüstungsgebiet 
könnte eine vervielfachte W ir­
kung auf die internationale A t­
mosphäre haben und von da­
her den Abbau der internatio­
nalen Konfliktsituationen we­
nigstens psychologisch erleich­
tern.

Immer ist dabei klar, daß die 
komplizierte Deutschlandfrage 
selbst bei gutem Willen und 
guter Atmosphäre nicht nach 
wenigen Monaten auf einer 
neuen Gipfelkonferenz gelöst 
werden kann — es sei denn, es 
vollzöge sich ein Wunder an so­
wjetischer Einsicht. Es wäre 
schon ein Erfolg, wenn man 
sich ähnlich wie in Genf 1955 
über die Problematik verstän­
digen, dann aber auch ein 
ständiges Gremium für die 
systematische Behandlung der 
Themen schaffen könnte.



Dresden in diesen Tagen
Spektakel um Wiederkehr der Gemälde — Alle Bürger sollen Genossen werden

Einige wenige Journalisten aus der Bundesrepublik hatten 
in den letzten Tagen Gelegenheit, an den mit großem Spektakel 
aufgezogenen Feiern zum 400jährigen Jubiläum der Dresdner 
Kunstsammlung in der sächsischen Landeshauptstadt teilzu­
nehmen. Über ihre Eindrücke berichtet unser Mitarbeiter.

Fackeln, Fahnen und Trans­
parente haben die Abordnungen 
aus den Stadtbezirken mitge­
bracht. Nun ist es Nacht ge­
worden im Hof des Zwingers, 
und die Sempergalerie, für sie­
beneinhalb Millionen Mark wie­
deraufgebaut, wird zum alten 
Symbol dieser Stadt mit ihren 
Gemälden, die nach zehnjähri­
gem Zwangsexil in der Sowjet­
union wieder Einzug hielten. 
Dieser Aufmarsch war zwar be­
fohlen, aber die Leute machten 
ganz gern mit; denn die Sem­
pergalerie im neuen Glanz be­
deutet schon etwas, dafür kann 
man schon einmal marschieren.

Die Menschen sind an der 
Ruine des Schlosses, des Taschen­
bergpalais, der Oper vorbei­
gezogen, und irgendwo haben 
sie gelesen, daß diese Überreste 
des alten Dresden auch einmal 
drankommen würden, allerdings 
erst nach dem Kultur- und Par­
teihaus mit dem riesigen Turm 
auf dem Altmarkt und dem 
Thälmanndenkmal, versehen mit 
einem gewaltigen Balkon für 
die Funktionärsspitze.

Im Augenblick wird geplant, 
das Kultur- und Parteihaus 
ganz modern zu bauen, einen 
Glaspalast, freilich nicht mehr 
ä la Stalinallee. Aber wer weiß, 
wie es mit dem „sozialistischen 
Bauen“ in einem Jahr aussieht. 
In helles Scheinwerferlicht ist 
der Zwinger getaucht — das 
Volk steht vor seinen Funktio­
nären, die mit altbekanntem 
Überschwang die Sowjetunion 
preisen. Oberbürgermeister Pro­
fessor Gute ist unter ihnen, der 
nach 1945 die Kulturabteilung 
in der damaligen Landesverwal­
tung Sachsen leitete. Damals 
hatte er nicht den Mut, die 
Sowjetfreunde nach den Bildern 
zu fragen. Nur der Chefkonser­
vator der Ostberliner Skulp­
turensammlung hatte den Mut; 
denn er fragte 1946, als Kriegs­
gefangener, einen sowjetischen 
Offizier nach den Dresdner 
Kunstschätzen. Und der Offizier 
hat ihm geantwortet: „Das so­
wjetische Volk behält keine

Kunstschätze als Kriegsbeute. 
Sie werden dem deutschen Volk 
zurückgegeben.“ Also geschah 
es, sehr spät freilich und jetzt 
durchaus nicht ohne partei­
politische Hintergedanken . . .

Eine ganze Woche lang feiert 
man nun 400 Jahre Dresdner 
Kunstsammlungen mit Besichti­
gungen und Vorträgen, die alle 
der „sozialistischen Museums­
arbeit“ dienen sollen. Auch die 
„sozialistische Kulturrevolution“ 
soll vorangetrieben werden in 
diesem Rahmen, angefeuert von 
den Rembrandts, Rubens und 
Caspar David Friedrichs in der 
schönen Galerie. Genosse Sieber

In der Technischen Hochschule 
findet eine Ausstellung von 
Werken Schmidt-Rottluffs statt, 
im Schauspielhaus war Urauf­
führung der „Irkutsker Ge­
schichte“ , David Oistrach spielte, 
Sergej Schaposchnikow, der Le- 
ningrader Bariton, sang. Auch 
„Unbekannte Sowjetlyrik“ wurde 
gelesen. Und am Postplatz ist 
der erste Wäscheautomat in Be­
trieb genommen worden: man 
kann zwei Mark einwerfen, er­
hält dafür einen Wäschebeutel, 
in den man ein schmutziges 
Oberhemd packt, steckt alles in 
den Automat, und später kann 
man sich das saubere Hemd 
wieder abholen.

Aber gibt es denn keine Pro­
minenz mehr in der Stadt? Die 
Witwe des dänischen Dichters 
Andersen-Nexö lebt hier, jetzt 
las sie wieder einmal aus den 
Werken ihres Mannes. Manfred 
von Ardenne machte eben von 
sich reden, als er mitteilte, in 
Wirklichkeit sei die Gaszentri­
fuge mit Wärmekonvektion, die 
in Bonn zum Staatsgeheimnis 
erklärt wurde, von dem in Jena 
ansässigen Prof. Steenbeck ent­
wickelt worden. Jener also sei 
der Vater des Verfahrens, nicht 
Dr. Zippe, der angebliche Er­
finder. Und man wüßte deshalb 
ganz genau, was es mit dem

vom Rat des Bezirkes Dresden 
hat erklärt: „In unserem Be­
zirk ist die Entwicklung der 
Kultur noch zu gering. Eine 
Wende muß herbeigeführt wer­
den. Dazu gehört, die Ansicht 
mancher Funktionäre auszu­
merzen, daß kulturelle Massen­
arbeit nichts anderes sei als 
Freizeitgestaltung und daß Kul­
turarbeit eine Ressortarbeit der 
Kulturspezialisten darstelle. Da­
bei kommt es darauf an, daß 
bei der Durchführung der Kul­
turrevolution alle Parteien un­
seres Staates mithelfen.“

Und nun hat man sogar ein 
„Bezirks - Kulturzentrum“ ge­
schaffen — in Dresden, in dieser 
Stadt, die einst voller Kultur 
war und noch immer so viel 
Kultur hat, daß die Funktio­
näre besorgt sind, es könnte 
nicht i h r e  Kultur sein . . .

Dingsda auf sich habe, denn 
entwickelt sei der Apparat in 
der Sowjetunion worden, er, Ar­
denne, sei sogar dabeigewesen.

Eine andere Prominenz ist der 
Maler Seidel, von dem ein 
Wandgemälde mit Szenen aus 
Industrie und Handwerk dem­
nächst in Coventry an der 
Markthalle angebracht wird — 
eine Schenkung der Stadt Dres­
den. Eine andere Prominenz ist 
die im Hygienemuseum her­
gestellte „Gläserne Kuh“, die 
nun auch in Ghana und Guinea 
gezeigt wird. Dafür ist aus die­
sen jungen afrikanischen Staa­
ten ein SED-Funktionär eben 
zurückgekehrt, der hohe Auf­
träge für die Lieferung von 
Seife mitbrachte. Handel und 
Wandel sind hier ungemein 
politisch.

Sorgen bereiten die Kolchosen. 
So gibt es rings um Dresden 
Dörfer, in denen mehrere LPG 
nebeneinander wirtschaften. Das 
Dorf soll aber, möglichst mit 
anderen Dörfern zusammen, eine 
einzige LPG bilden. Auch mit 
der Entfernung von Grenzstei­
nen auf den Äckern hat man 
Kummer: die Produktions­
genossen weigern sich, auf die 
Abgrenzung ihrer Felder von 
einst zu verzichten. „Es kommt 
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Immer mehr Kongresse ln Berlin
Anmeldungen aus dem In- und Ausland — 225 000 Gäste bis Juli

DT. Berlin. — Weit über 25 Anmeldungen für große Tagun­
gen und Kongresse mit zum Teil internationaler Bedeutung 
liegen bereits heute beim Berliner Verkehrsamt für das Jahr 
1961 vor. Allein zum „Deutschen Betontag“ im kommenden 
März erwartet man über 2000 Teilnehmer; für die Deutsche 
Kunststofftagung im April haben sich 1500 Interessierte ange­
meldet, und den größten Andrang gilt es im Juli für den 
Deutschen Evangelischen Kirchentag zu bewältigen. Mindestens 
30 000 Gläubige werden aus diesem Anlaß nach Berlin kommen.

Um nur einige weitere Na­
men zu nennen: Der 31. Deut­
sche Anwaltstag findet in Ber­
lin statt, die Hauptversamm­
lung der Max-Planck-Gesell­
schaft, der Gewerkschaftstag 
der ÖTV und die Tagung für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedi­
zin. Neben diesen Kongressen 
stehen auch wieder die „Grüne 
Woche Berlin 1961“, die Aus­
stellung Wassersport und Wo­
chenende, die Industrieausstel­
lung 1961 und die Internatio­
nalen Filmfestspiele auf dem 
Programm. Neu hinzugekom­
men ist außerdem zum ersten­
mal nach dem Kriege die Deut­
sche Rundfunk-, Fernseh- und 
Phono- Ausstellung.

Das Verkehrsamt sieht die­
sem Andrang, der zum großen 
Teil auch auf die Werbearbeit 
Berlins in der Bundesrepublik 
und dem Ausland zurückgeht, 
gelassen entgegen. Augenblick­
lich verfügt Berlin über 8500 
Fremdenbetten in internationa­
len Hotels, gutbürgerlichen 
Häusern und Pensionen. 1957 
waren es erst 6000, aber in den 
letzten Jahren entstanden 
zahlreiche Neubauten interna-

Fortsetzung von Seite 3 
doch mal wieder anders“ , sagen 
sie.

Den SED-Genossen liest der 
neue Parteisekretär Krolikow- 
ski häufig die Leviten. So soll­
ten sie „auch daheim Genosse 
sein“. Es reicht nicht zu, daß 
im September 7000 Hausver­
sammlungen mit 72 700 Einwoh­
nern abgehalten wurden. Die 
tägliche Beeinflussung der Haus­
bewohner durch den Partei­
genossen müsse gewährleistet 
werden. Denn, so erfuhren die 
Dresdner, mit Walter Ulbrichts 
neuem Posten als Staatsrats-

tionaler Hotels. Und für „Not­
fälle“ verfügt das Verkehrsamt 
noch über eine Kartei guter 
Fremdenzimmer bei Privat­
leuten.

Ein Beweis für die Anzie­
hungskraft Berlins als Ausstel­
lungsort geben die Besucher­
zahlen vom Messegelände am 
Funkturm. Seit 1948 zählte man 
dort bei den verschiedenen 
Ausstellungen über 15 Millio­
nen in- ■ und ausländischer 
Gäste. Rund 5,5 Millionen da­
von kamen aus Ostberlin und 
der Sowjetzone.

Bonn (dpa). Die deutsche 
Wirtschaft will eine Bundes­
anleihe in Höhe von 1,5 Mil­
liarden DM zeichnen, um den 
Entwicklungsländern zu helfen. 
Der Betrag soll der Kreditan­
stalt für Wiederaufbau zur Ver­
fügung gestellt werden. Dies 
ist das Ergebnis eines Gesprä­
ches zwischen Bundesbankprä­
sident Blessing und führenden

Vorsitzendem seien die Leute in 
den Hausversammlungen gar 
nicht alle einverstanden.

Daß man dies offen sagt, ge­
hört zu dem neuen, robusten 
Ton, den Ulbricht selbst ange­
ordnet hat. Er will seine Feinde 
provozieren, gar zu lange hat 
es keinen politischen Prozeß 
mehr gegen prominente Feinde 
gegeben. Die Hetze gegen die 
Bundesrepublik wird immer 
mehr verstärkt, aber es ist 
fraglich, ob sie auch nur bei 
ganz simplen Naturen erfolg­
reich sein kann.

Benno Veltger

Trotz der erneuten sowjeti­
schen Drohungen wurden in 
dem ersten Halbjahr 1960 wie­
der mehr in- und ausländische 
Besucher gezählt als im Vor­
jahr. Insgesamt statteten bis 
Ende Juli rund 225 000 Gäste 
Berlin einen Besuch ab, 25 Pro­
zent davon kamen aus dem 
Ausland. Damit erhöhte sich 
der Anteil der ausländischen 
Besucher um 23,3 Prozent, 
während die Zahl der Berlin- 
Besucher aus der Bundesrepu­
blik um 12,3 Prozent anstieg. 
An der Spitze der ausländi­
schen Besucher stehen die USA, 
gefolgt von Schweden und 
Großbritannien. Sehr angestie­
gen ist das Interesse an Berlin 
in den asiatisch-afrikanischen 
Ländern. Im Verhältnis zum 
Vorjahr wurden rund 44 Pro­
zent mehr Besucher aus diesen 
Ländern gezählt.

Vertretern des Bundesverban­
des der Industrie.

Im Einvernehmen mit der 
Bundesbank soll das Geld bis 
zur endgültigen Verwendung 
„konjunkturgerecht“ verwaltet, 
also stillgelegt werden. Die An­
leihe soll bei einem Ausgabe­
kurs zu pari mit fünf Prozent 
verzinst werden. Ihre Laufzeit 
beträgt fünfzehn Jahre. Spä­
testens nach fünf Sperrjahren 
soll die Anleihe an der Börse 
eingeführt werden.

Ferner haben sich die Finanz­
minister der Bundesländer 
grundsätzlich bereit erklärt, aus 
eigenen Steuermitteln zur Ent­
wicklungshilfe beizutragen. Die 
Höhe wurde noch nicht verein­
bart. Fest steht bisher nur, daß 
die Kreditanstalt für Wieder­
aufbau in Frankfurt von den 
Ländern ein langfristiges Dar­
lehen erhalten wird. Die Bun­
desregierung schlug 750 Mill. 
DM vor, was von den Länder­
ministern als zu hoch bezeich­
net wird. Es wird aber erwar­
tet, daß die Länder Bundes­
schuldscheine in Höhe von 
500 Millionen übernehmen wer­
den.

Dresden In diesen Tagen

Wirtschaft will 1,5 I r d .  geben
A uch Bundesländer zur B eteiligung an Entw icklungshilfe bereit



Reformation und deutscher Osten
Zum Notstand der evangelischen Kirche in der Zone

Der bekannte evangelische Kunsthistoriker der Erlanger Uni­
versität, Professor Dr. Maurer, hat anläßlich des Beforma- 
tionsfestes das brennende Thema aufgegriffen: Der Notstand 
der evangelischen Kirche im Ursprungsgebiet der Beformation, 
im sowjetisch okkupierten Teil von Deutschland. Die Wand­
lungen, die dort vor sich gehen, und unsere Möglichkeiten im 
Westen, den Bedrängten „drüben“ zu helfen, sind diese Über­
legungen gewidmet.
Das Reformationsfest ist ein 

junges Fest in der evangelischen 
Christenheit. Es hat sich als 
ständige Einrichtung erst im 
19. Jahrhundert in Deutschland 
eingebürgert. Das Wartburg­
fest, das die Deutsche Bur­
schenschaft am 31. Oktober 1817 
beging, zeigt am deutlichsten 
sein ursprüngliches Gepräge: 
Es sprach die nationale Verant­
wortung des deutschen Pro­
testantismus aus und gab zu­
gleich der Sehnsucht nach natio­
nalem und kirchlichem Zusam­
menschluß Ausdruck.

Damit begann das Zeitalter 
des Nationalismus; er be­
herrschte die Gemüter während 
der Zeitspanne, die abgeschlos­
sen hinter uns liegt. W ir er­
wehren uns heute der Gefahr, 
noch in solchem Sinne das Re­
formationsfest zu feiern. Die 
Versuchung freilich liegt nahe, 
wenn wir nach dem Osten 
unseres Vaterlandes schauen. 
Die Reformation ist von hier, 
von Wittenberg ausgegangen. 
Der evangelische Volksteil 
macht dort noch heute die über­
wiegende Mehrheit aus. Und 
wenn auch der atheistische Zu­
griff beide christlichen Kirchen 
in gleicher Weise trifft, so trägt 
doch die Mehrheitskirche die 
Hauptlast.

•k

Die frühere unierte Kirche 
Altpreußens (jetzt Evang. Kirche 
der Union) hat von ihren ehe­
mals sechs östlichen Provinzial­
kirchen zwei ganz verloren (Ost- 
und Westpreußen) und zwei 
zum größten Teil (Pommern 
und Schlesien); das waren be­
sonders lebendige Glieder an 
ihrem Deibe. Und im Buch der 
Kirchengeschichte der Reforma­
tion wird ein stolzes Blatt auf­
geschlagen, wenn man die Aus­
breitung der evangelischen Be­
wegung in den ostdeutschen 
Handelsstädten verfolgt, die 
Oder entlang von Breslau bis

nach Stettin und die Ostsee­
küste entlang von Wismar, Ro­
stock, Stralsund bis Danzig, 
Königsberg, Riga. Die Schande, 
die der Nationalsozialismus im 
Osten auf den deutschen Namen 
gehäuft hat, die Schwächung 
des dortigen Deutschtums, die 
als Folge davon eingetreten ist, 
bedeutet offenbar auch eine 
Schändung und Schwächung der 
evangelischen Christenheit.

Wie soll sie am Reformations­
fest 1960 darauf reagieren? Sie 
kann und soll den Schmerz 
nicht verhehlen, der sie erfüllt. 
In seiner konservativen und in 
seiner liberalen Prägung war 
sich der Protestantismus des 
19. Jahrhunderts darin einig, 
daß er nationale Not als kirch­
liche empfand und umgekehrt. 
Und so gehören heute — über 
den Protestantismus hinaus, in 
beiden Konfessionen — die be­
wußt kirchlichen Kreise zu 
denen, die die Not der deut­
schen Trennung besonders 
schmerzhaft empfinden.

Gewiß, ein Schmerz läßt sich 
nachträglich auf seine Ursache 
hin analysieren; in der unmit­
telbaren Empfindung aber ist 
er untrennbar. Für unser inne­
res Empfinden liegen die Not 
unseres Volkes und die Not der 
Kirche untrennbar ineinander. 
Und doch werden wir heute 
differenzieren und klarer als 
unsere Väter im ’ 19. Jahrhun­
dert fragen müssen, wo die Be­
mühung um die Überwindung 
der Not einsetzen muß und was 
jeder auf seinem Platz dafür 
tun soll. Politische Aktivität 
kann so oder so geübt werden, 
von Christen und von Nicht­
christen; wie, darüber müssen 
die verschiedenen Meinungen 
geprüft und ertragen werden. 
Menschliche Hilfe von West 
nach Ost muß in allen nur mög­
lichen Formen geleistet werden. 
Auch darin besteht kein Unter­
schied zwischen Christen und 
Nichtchristen.

Ich meine aber, der evange­
lischen Christenheit in Deutsch­
land läge angesichts der ge­
meinsamen Not eine besondere, 
spezifisch kirchliche Verantwor­
tung auf. Für sie muß inner­
halb und außerhalb der Kirche 
um Verständnis geworben wer­
den. Und das Reformationsfest 
von 1960 bietet besonderen An­
laß, dieser Verantwortung be­
wußt zu werden.

k
Ohne Frage: Die Entwicklung, 

die der Kirchenkampf in der 
Zone genommen hat, stellt je­
den Christen in Ost und West 
unausweichlich vor neue Ent­
scheidungen. Große Verände­
rungen sind im kirchlichen Le­
ben eingetreten. W ir greifen 
die beiden wichtigsten Beispiele 
heraus: Der Zusammenstoß zwi­
schen atheistischer Jugendweihe 
und Konfirmation, die, welt­
anschaulich gesehen, rigorose 
Schulpolitik der östlichen Macht­
haber, nach außen unter der 
Parole des sozialen Fortschritts 
verfochten, macht einen Umbau 
der kirchlichen Jugendunter­
weisung und Jugendführung er­
forderlich. Er ist noch in vol­
lem Gange; und es kommt alles 
darauf an, daß es kein Abbau, 
sondern ein Neubau werde. Die 
Kollektivierung der Landwirt­
schaft hat die Struktur der mei­
sten Kirchengemeinden von 
Grund auf verändert. Von der 
Landnahme an hatte sich das 
Dorf des deutschen Ostens um 
die Kirche herum als den Mit­
telpunkt organisiert. Jetzt wird 
sich das christliche Gemein­
schaftsleben mit seinen gottes­
dienstlichen Ordnungen ganz 
neue Formen suchen müssen. 
Die Volkskirche in der über­
lieferten Form besteht nicht 
mehr.

*

Wir können und dürfen im 
Westen diese Entwicklungen 
nicht als bloße Zuschauer wahr­
nehmen. W ir müssen mitden­
ken, mitleiden, mitlieben. Wir 
sollen nicht jammern. Was jetzt 
geschieht, braucht nicht bloß 
ein Unglück zu sein, kann An­
fang zu kraftvollem Neubeginn 
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Verschieben sich die Sowjet-Klassen?
Internationale Kreml-Beobachter über die Situation in der Sowjetunion

K. St. München, Anfang Nov.
„Die völlige Kontrolle über 

die Volksmassen gerät ins Wan­
ken. Es bahnt sich eine Ver­
schiebung innerhalb der sozia­
len Klassen an. Es entstehen 
neue Gesellschaftsgruppen von 
.Freiberufstätigen’ , die offiziell 
.Müßiggänger’ genannt wer­
den.“ So analysierte Professor 
A. A v t o r k h a n o w  vom 
Institut zur Erforschung der 
UdSSR in München auf dessen 
Jahreskonferenz die gegenwär­
tige innenpolitische Entwick­
lung seines früheren Heimat­
landes. Der namhafte Experte 
wertete die sich mehrenden 
Korruptionsfälle innerhalb der 
Sowjetaristokratie als das Er­
gebnis der Verbindung Chru­
schtschow mit der „neuen
Klasse“. Im Grunde sei die 
Chruschtschow-Ära eine Er­
scheinung des „aufgeklärten
Stalinismus“.

Auch Prof. C h a r l e s
M c 1 a n e vom Dartmonth Col­
lege (USA) verglich den Auf­
stieg Chruschtschows mit der 
Machtentfaltung seines Vorgän­
gers. In beiden Fällen habe es
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werden. Morsches fällt; was an 
Leben vorhanden ist, sucht im 
Zusammenstoß mit der Welt 
seine neue Prägung. W ir hier 
können dabei kaum mitraten, 
die Entwicklung mitgestalten. 
Aber wir sollten dafür sorgen, 
daß wir den Anschluß nicht 
verlieren.

Es wäre für unser Volk und 
für die ganze Christenheit ein 
Unglück, wenn die evangeli­
schen Christen im deutschen 
Osten allein gelassen würden 
auf diesen beschwerlichen We­
gen. Hier ist es nicht getan mit 
wehleidigem Mitgefühl, mit 
Sympathien, die nichts kosten. 
Der westdeutsche Protestantis­
mus muß den Weg des ostdeut­
schen mitgehen. Die organisa­
torische Verbindung, die in 
wichtigen Resten noch besteht, 
kann nicht bloß im rechtlichen 
Bereich festgehalten werden. Sie 
muß vom Geistlichen her er-

zunächst eine kollektive Füh­
rung gegeben, die sich jeweils 
infolge der Intrigen des Partei­
chefs zur Einmann-Diktatur ent­
wickelt habe. Und in beiden 
Fällen habe sich die Opposi­
tion am längsten im Parteiprä­
sidium gehalten. Im Gegensatz 
zu Stalin aber behaupte Chru­
schtschow seine Position nicht 
durch grenzenlosen Terror, son­
dern stütze sich auf seine An­
hänger, die er avanciert habe. 
„Aber es ist anzunehmen, daß 
sich diese Leute nicht immer 
wie Automaten ihm gegenüber 
verhalten werden.“

Trotz des Feldzuges gegen 
den Personenkult würden Sta­
lins absolutistische Grundsätze 
beibehalten, meinte ein anderer 
UdSSR-Erforscher, Prof. J u r - 
c z e n k o . Nach wie vor stün­
den zum Beispiel der Arbeits­
einsatz und die Verteilung der 
Konsumgüter unter der Kon­
trolle des Staates. Dazu ge­
hörten auch das gesamte Kul­
turschaffen, die Volksbildung 
und die Gesetzgebung. Wie da­
mals, so sei es auch jetzt nicht 
möglich, ohne die Partei den

füllt, getragen werden. Und 
zwar so, daß geistliche Ent­
scheidungen, die im Osten ge­
fallen sind, im Westen mit- 
und nachvollzogen werden.

Die Christenheit muß wach­
sam sein für die geistigen 
Mächte der Zeit. Kampferfah­
rungen, wie sie jetzt von den 
Christen des Ostens gemacht 
werden, müssen für die Gestal­
tung des kirchlichen Lebens 
auch im Westen fruchtbar ge­
macht werden. Herz voller Ge­
duld und wacher Liebe. Und 
wenn sich bei uns unter dem 
Eindruck solcher Erfahrungen 
etwas ändert, etwa in der 
Praxis der Konfirmation, dann 
darf das nicht der ungehemm­
ten Experimentierfreudigkeit 
einiger kirchlicher Experten zur 
Last gelegt, dann muß das viel­
mehr gewürdigt werden als 
Ausdruck unserer Solidarität 
mit der schwer bedrängten öst­
lichen Christenheit.

Aufbau der kommunistischen 
Gesellschaft erfolgreich voran­
zutreiben.

Als eine „kalte Säuberung des 
Offizierskorps“ bezeichnete 
N i k o l a i  G a l a y  auf der 
Münchner Konferenz der 
Kreml-Astrologen die bevor­
stehende Demobilisierung in 
der Sowjetunion, die 250 000 
Offiziere außer Dienst stellen 
soll. Es sei im Westen viel zu­
wenig beachtet worden, daß zu 
den Punkten dieser Militär­
reform auch die teilweise Ein­
führung einer kollektiven Be­
fehlsgewalt und die Änderung 
des politischen Schulungs­
systems gehörten. Der geflüch­
tete Sowjetoffizier Galay sieht 
darin gewisse Einflüsse von sei­
ten Chinas, das 1958 versteckte 
Kritik an der Art der marxi­
stisch-leninistischen Grundhal­
tung der Sowjetarmee geübt 
habe.

Und welche Rolle spielt heute 
die Jugend in der UdSSR? „Sie 
wird nicht mehr vom revolu­
tionären Pathos geleitet“ , 
meinte Dr. M a r t i n  S t i e ­
g e r  (Marburg). Sie glaube nur 
noch ihrer eigenen Erfahrung. 
Die meisten jungen Menschen 
zwischen 15 und 28 Jahren 
schlügen den Weg der „vor­
läufigen Daseinshaltung“ ein. 
Die privaten Neigungen über­
wögen die politischen Inter­
essen. Sogar in der Sowjet­
presse würden immer häufiger 
Stimmen veröffentlicht w ie: „Ich 
habe die Revolution nicht ge­
wollt“ oder „Es ist langweilig 
auf den Komsomolversamm­
lungen“.

Diese Entwicklung innerhalb 
der Jugend habe die Sowjet­
regierung zu Gegenmaßnahmen 
auf dem Sehulsektor genötigt, 
erklärte Dr. R  a m a z a n 
K  a r c a. Dazu gehörten: er­
weiterter Ausbau der Internats­
schulen, Ausdehnung des Schul­
unterrichts auf den ganzen Tag. 
Es komme dem Kreml jetzt 
darauf an, die Schuljugend 
möglichst von den Einflüssen 
des Elternhauses abzuschirmen, 
um sie besser für die Ziele des 
Kommunismus auszurichten. 
Trotzdem müßten die Zweifel 
an der Absolutheit der bolsche­
wistischen Ideen weiter um sich 
greifen.

Reformation und deutscher Osten



„Berlin Angriffspunkt Nr. 1“
Außenpolitische Debatte im  britischen Unterhaus

London (ap/dpa). Der stellvertretende britische Außenmini­
ster Heath erklärte in einer außenpolitischen Debatte des 
Unterhauses, Berlin sei gegenwärtig der Angriffspunkt Num­
mer 1 der Sowjets. Der Westen werde jedoch ohne Schwanken 
an seinen Rechten in Berlin festhalten und illegale Handlungen 
der Sowjetunion oder der sowjetzonalen Regierung nicht still­
schweigend hinnehmen. Heath vertrat die Überzeugung, daß 
die Sowjetunion offenbar im Moment nicht bereit sei, zu ernst­
haften Verhandlungen zurückzukehren. Seit Genf habe Moskau 
den Druck auf den Westen erhöht.

Heath verteidigte die west­
lichen Gegenmaßnahmen in Ber­
lin, die er „vernünftig und ge­
rechtfertigt“ nannte. Pankow 
brauche nur die frühere Lage 
im Berliner Reiseverkehr wie­
derherzustellen und der Westen 
würde seine Gegenmaßnahmen 
beenden.

Der stellvertretende Außen­
minister versicherte, in Zusam­
menarbeit mit der Bundesrepu­
blik seien Vorkehrungen ge­
troffen worden, daß durch die 
Reisebeschränkungen für Ver­
treter der Sowjetzone nicht die 
Handelsinteressen einzelner 
westlicher Staaten einseitig lei­
den. Wenn die Mitglieder des 
Unterhauses meinten, die Be­
schränkungen wirkten sich ein­
seitig gegen die britischen Han-

Die Zeit des Ratens um die 
Nachfolge im Vertrieb enen- 
ministerium hat in der vergan­
genen Woche ihr Ende gefun­
den. Dr. Hans Joachim von 
Merkatz ist der Nachfolger in 
diesem Amt, das seit dem 
Rücktritt Professor Oberlän- 
ders verwaist war und für 
dessen rasche Besetzung sich 
die Vertriebenenverbände seit 
langem hartnäckig eingesetzt 
hatten.

Die Sitzungen, in denen der 
damalige DP-Abgeordnete von 
Merkatz auf das Rednerpult 
stieg und in brillantem Stil zu 
den brennenden Fragen der 
deutschen Politik sprach, zählen 
ohne Zweifel zu den Ereig­
nissen im Deutschen Bundestag. 
Auch als späterer Minister für 
Fragen des Bundesrats besaß 
von Merkatz die Gabe, sehr 
klar, hart und überzeugend 
einen Standpunkt zu vertreten, 
dabei niemanden zu schonen, 
aber noch weniger jemand zu

delsinteressen aus, so sollten sie 
entsprechende Hinweise geben.

Gegen heftige Angriffe der 
Dabour-Opposition nahm Ver­
teidigungsminister Watkinson 
das Abkommen über die Statio­
nierung von amerikanischen 
Polaris - Atom - U-Booten in 
Schutz. Die Frage, wer über 
den Einsatz von Atomwaffen 
im Errîstfall mitzubestimmen 
habe, dürfe nicht zu sehr dra­
matisiert werden. Zuviel Mit­
spracherecht müsse zu Kompli­
kationen führen und würde 
unter Umständen den rechtzei­
tigen Einsatz dieser Waffe ver­
hindern. Die britische Regie­
rung habe aber die feste Zu­
sicherung, daß die Raketen 
nicht von britischen Hoheitsge- 
wässem abgefeuert werden.

verletzen. Es haben sich von 
den großen Rednerbegabungen 
des Bundestages eigentlich nur 
wenige so sattelfest im Staats­
und Völkerrecht zu äußern ver­
mocht wie von Merkatz, und das 
bemerkenswerte dabei war, daß 
niemand diese Exkursionen er­
müdend und zu abstrakt ge­
funden hat.

Als Hans Joachim von Mer­
katz mit einigen seiner DP- 
Freunde nach langem über­
legen zur CDU/CSU-Fraktion 
übertrat, gehörte er zweifellos 
zu denen, die man im neuen 
Lager ohne jeden Vorbehalt 
auf nahm. Gewiß, man sagt ihm 
nach, daß er ein handfester 
„altpreußischer Konservativer“ 
sei; er hat das schließlich vor 
Jahren selbst gesagt, wobei er 
nicht „deutschnational“ gemeint 
wissen wollte. Für ihn ist Preu­
ßen nicht die politische Macht, 
eher eine sittliche, moralische 
Kraft. Zudem ist er Preuße von 
Generationen her.

Einige Zweifler in den Ver- 
triebenenverbänden dürften sieh 
mit der Zeit beruhigen können; 
denn mit Merkatz ist ein vor­
bildlicher Politiker auf den 
Ministersessel berufen worden. 
Allerdings kann er keine laute 
Tätigkeit in einer dieser Orga­
nisationen naehweisen, und 
vielleicht mag dieser Mangel 
die Distanz einiger Verbands­
sprecher zu Merkatz erklären. 
Was allerdings das Wissen über 
die Probleme der verlorenen 
Heimat betrifft, die Kenntnisse 
über Land und Leute, über die 
Geschichte und nicht zuletzt 
über die Leistungen des deut­
schen Ostens, so ist Merkatz 
schon der rechte Mann.

übrigens: Das Thema seiner 
Promotion ist bis heute aktuell 
geblieben: „Politische Entwick­
lung und rechtliche Gestaltung 
der Ministerverantwortlichkeit.“ 
Es heißt darin: „Damit ist (im 
parlamentarischen System) der 
Weg für den Parlamentarier, 
den Berufspolitiker zum Mini­
steramt eröffnet. Die Minister­
stellung ist nicht mehr die Krö­
nung der Laufbahn eines Be­
amten, sondern das Ergebnis 
einer politischen Konstellation. 
Dabei bestimmen seine Stellung 
die Parteiverpflichtungen, die 
schärfer oder schwächer, je 
nach der geistigen Struktur der 
Partei, der er angehört, ausge­
prägt sein können. Darin liegt 
die Möglichkeit der vollkomme­
nen Unterwerfung der Regie­
rung unter das Parlament, den 
Parlamentarierabsolutismus."

Als Referent am Kaiser-Wil- 
helm-Institut für ausländisches 
Recht und Völkerrecht und am 
Ibero-Amerikanisehen Institut in 
Berlin hat er sich später mit 
Rechts- und Verfassungsproble­
men Dateinamerikas beschäftigt. 
1939 wurde er Soldat, verließ 
jedoch 1941 als Gefreiter und 
schwer krank den Militärdienst. 
1945 wurden die Eltern seiner 
Frau im märkischen Wusteritz 
von Russen ermordet. Die Fa­
milie floh nach Wasten und 
fand in Hämelschenburg an der 
Weser eine neue Heimat.

Merkatz’ politisches Wirken 
ist dadurch geprägt, daß er von 
Anfang an kompromißlos die 
Außenpolitik der Bundesregie­
rung unterstützt und in härte­
sten Gefechten verteidigt hat.

Anwalt des deutschen Ostens
Dr. von M erkatz übernahm  das Vertriebenenministerium



BDLDEB B E B  WOCHE. O b e n :  Mit einem Konfettiregen begrüßten die New- 
Yorker Präsident Eisenhower, der zusammen mit dem Präsidentschaftskandidaten 
Nixon (rechts) und dessen zukünftigen Stellvertreter Cabot Lodge (links), zu einer 
großen Wahlveranstaltung der Republikaner nach New York kam. — U n t e n  : Zur 
Klärung des Euftzwischenfalls mit der Maschine Königin Elizabeths trat eine deutsch- 

britische Untersuchungs-Kommission zusammen.


